BERLINER TEILHABEBEIRAT 
Entwurf Ergebnisprotokoll zur Sitzung des Berliner Teilhabebeirats 
Datum: 24.11.2023 Ort: Videokonferenz 
Beginn: 13:00 Uhr, Ende: 16:00 Uhr 
Verbände Menschen mit Behinderungen
Name 			Organisation/Institution
1. Holl, Katharina 		Landesbeirat für Menschen mit					Behinderungen (stellvertretende					Vorsitzende)
2. Stellv. Erdem, Isabell		Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen
3. Stenger, Birgit 		Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen
4. Stellv. Gröting, Ludger		Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen
5. Groth, Claudia		Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen
6. Loos, Stephanie 		Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen
7. Seerig, Thomas		Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen
LIGA
8. Stellv. Mattke, Grit		Caritas
9. Krausser, Hartmut		ApK
10. Schödl, Regina		Der Paritätische Berlin
11. Stellv. Brohl-Zubert, Uwe		Der Paritätische Berlin
12. Schütz, Elisabeth		DWBO
13. Stemmann, Oliver		bpa – Bundesverband privater Anbieter sozialer			Dienste
14. Wasielewski, Benjamin		AWO
15. Rutkowski, Susanne		DRK

[bookmark: _GoBack]Landesbeauftragte
16. Elborg, Maike		Referentin der Landesbeauftragten für Menschen			mit Behinderungen 
17. Wasner, Simone		Geschäftsstelle des Berliner Landesbeirats für				Menschen mit Behinderungen
Hauptverwaltung
18. Bozkurt, Aziz		Staatssekretär für Soziales (Vorsitzende)
19. Hilke, Andreas		Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und				Familie
20. Klatt, Ingo		SenASGIVA, Abteilung Soziales
21. Mönke-Schmidt, Ulrike		Senatsverwaltung für Wissenschaft,					Gesundheit, Pflege und Gleichstellung
22. Schulz, Matthias		LAGeSo
23. Uelze, Kerstin		Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und
			Familie
24. Winter-Witschurke, Christiane		Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und
			Familie
Bezirksverwaltung
25. Stellv. Müller, Thomas			Bezirksamt Friedrichshain – Kreuzberg
Mitarbeitende, Fachreferenten und Gäste
26. Beekes, Bastian		AAPA e.V. (Gast)
27. Eisler, Melina		Gast
28. Niemeyer, Prof. Dr. Heike		Synergon – Sozialforschung, Sozialraum,				Inklusion (Gast)
29. Heinisch, Daniel		SenASGIVA, Abteilung Soziales
30. Hülscher, Tanja		SenBJF, Abteilung II
31. Seiberl, Cornelia		SenASGIVA, Abteilung Soziales
32. Chodakowski, Julia		SenASGIVA, Abteilung Soziales
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TOP 1 – Begrüßung und Bestätigung der Tagesordnung
· Die Sitzung wird von Herr Klatt und Frau Holl eröffnet. Es folgt die Begrüßung der Mitglieder und der Gäste.
· Die Tagesordnung wurde angenommen und die Beschlussfähigkeit festgestellt.

TOP 2 – Beschluss des Protokolls der Sitzung am 09.06.2023
· Vorab sind der Geschäftsstelle drei Änderungsvorschläge zugegangen. Alle drei Änderungsvorschläge wurden vollständig in das Protokoll aufgenommen.
· Das Protokoll der Sitzung am 09.06.2023 wurde mit der Ergänzung um eine Protokollnotiz seitens des Landesbeirats für Menschen mit Behinderungen hinsichtlich der Darstellung zur Beteiligung bei der AV EH angenommen. 

TOP 3 – Wahl der neuen stellvertretenden Vorsitzenden 
· Da Herr Peth den Berliner Teilhabebeirat verlassen hat und Frau Holl von ihrer Funktion als stellvertretende Vorsitzende zurückgetreten ist, müssen zwei neue stellvertretende Vorsitzende von den Mitgliedern gewählt werden.
· Die beiden Kantidat:innen, welche sich zur Wahl stellen, sind Frau Schödl vom „Der Paritätische Berlin“ und Herr Seerig aus dem Landesbeirat für Menschen mit Behinderungen. 
· Die Frage von StS Bozkurt nach Gegenkandat:innen wurde seitens der Mitglieder verneint.
· Hinsichtlich der Wahl, haben sich die Mitglieder einstimmig für das Abstimmen per Handzeichen entschieden. 
· Frau Schödl und Herr Seerig wurden einstimmig zu stellvertretenden Vorsitzenden des Berliner Teilhabebeirats gewählt. Beide haben ihre Wahl zu stellvertretenden Vorsitzenden angenommen.

TOP 4 – Befristung der Refinanzierung der Niederschrifterklärung zwischen AAPA und ver.di
· Das Arbeitgebermodell mit der Wahlmöglichkeit zwischen der Flexibilitätszulage und der Rufbereitschaft könnte ab mit dem Beschluss des Doppelhaushaltes über den 31.12.2023 hinaus bis zum 31.12.2025 fortgeführt werden. Gegenstand des Beschlusses könnte auch die Refinanzierung der Entgeltgruppe 5 des TV-L werden. Dazu wird eine Aufstockung der Mittel auf 12 Mio. Euro anvisiert. Die Mittel beschließt das AGH in seiner Gesamtheit. (nachträgliche Anm.: zu dem Zeitpunkt der Sitzung stand der Beschluss noch aus.)
· Der eingereichte Beschluss „Befristung der Refinanzierung der Niederschrifterklärung zwischen AAPA und ver.di wurde einstimmig beschlossen.
· Es wurde der Wunsch geäußert, dass in Zukunft verhandelte Tarife nicht als unwirtschaftlich abgelehnt werden. 

TOP 5 – Teilhabeinstrument Berlin – Vorstellung der Ergebnisse des Validierungsprojekts
Frau Prof. Dr. Niemeyer und Frau Eisler stellen die Ergebnisse des Validierungsprojekts vor.
· Um den Teilnehmenden eine bessere Rekapitulation des Vortrags zu ermöglichen, wird die Präsentation dem Protokoll als eine PDF-Datei angehangen.

TOP 6 – Start des ESF-Projekts „Teilhabeorientiertes Sozialraummanagement“ – Austausch und Diskussion mit Fachstelle und Projektleitung 
· Dieser TOP muss von der Tagesordnung genommen und auf die nächste Sitzung des Teilhabebeirats verschoben werden.
· Der zukünftige Projektträger hat seine Teilnahme am Teilhabebeirat bedauerlicherweise kurzfristig absagen müssen.

TOP 7 – Aktuelles/Sonstiges 
Aktuelles
· AV EH ist seit dem Freitag, 17.11.2023 im Amtsblatt veröffentlicht und unverzüglich u.a. an den Berliner Teilhabebeirat am Montag 20.11.2023 gesandt worden. 
· Wie zugesagt erfolgt im Anschluss eine qualifizierte Rückmeldung. Von der – in der letzten Sitzung erwogenen – Zusendung der Mitzeichnungsversion vor der Veröffentlichung im Amtsblatt wurde abgesehen. Grund war, die unverzügliche Veröffentlichung der AV EH durch die Amtsblattredaktion. 

· Der Kinderschutz und die Mitwirkung des FamG in der AV EH:
· Eine Vertreterin des Landesbeirats kritisiert die Aufnahme des Verweises von Fragen des Kinderschutzes und der Mitwirkungen im Rahmen des FamG. Diese Aufgaben hätten keinen direkten Bezug zur Eingliederungshilfe. 
· Die Erwähnung des Kinderschutzes in der AV EH: (Antwort der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie) Der Kinderschutz ist eine gesamtstaatliche Aufgabe von allen staatlichen Stellen. Es gibt eine Schnittstelle zur Eingliederungshilfe im Hinblick darauf, falls in diesem Zusammenhang der Kinderschutz thematisiert werden muss. Die Erwähnung des Kinderschutzes in der AV EH dient in erster Linie dazu, an die Verfahren in diesem Bereich zu erinnern, falls sich Hinweise auf die Anwendung des Kinderschutzes ergeben sollten. 

· Befristung von Bescheiden: Frau Schödl fragt nach der möglichen Entfristung der Leistungen der Eingliederungshilfe. Die neue Rechtsprechung fände in der AV EH noch keine Anwendung. Frau Schödl führte zudem an, die Sozialgerichte hätten sich darauf verständigt jeder Klage gegen die Befristung stattzugeben. 

· Der Fachbereich erwidert, dass er die Befristung von Bescheiden für rechtmäßig halte. Gleichwohl wird die Möglichkeit der (teilweisen) Entfristung von Bescheiden und deren Implikationen zwischen den verschiedenen Senatsverwaltungen bereits erörtert – einschließlich weiterer Rechtsprechung in Folge der BSG-Entscheidung zum SGB XII. Nach Abschluss der Ressortberatungen würden wie gewohnt mögliche Änderungen in einem Rundschreiben zusammengefasst erarbeitet werden. Eine Entfristung der Bescheide sei jedenfalls nach vorläufiger Prüfung auch mit der ab 1.12.2023 gültigen AV EH möglich. Zu der Behauptung, die Kammern des Berliner Sozialgerichts hätten sich darauf verständigt jeglicher Klage gegen eine Befristung stattzugeben, wurde angemerkt, dass eine solche Verständigung rechtswidrig sei, weil sie einen Verstoß gegen die richterliche Unabhängigkeit bedeuten würde und mit solchen Aussagen und Behauptungen vorsichtig umgegangen werden müsse.
· Frau Schödl bittet Herr Heinisch um einen bilateralen Austausch zu Fragen der AV EH. Es wurde vereinbart, dass Frau Schödl auf Herr Heinisch diesbezüglich zukommen wird.

· Feedback zur Strategiekonferenz "Berlin inklusiv 2035" am 15./16.11.2023: 
· Seitens des Fachbereichs wurde vorgeschlagen, die Strategiekonferenz im Hinblick auf die Rahmenbedingungen auszuwerten. Dies sollte allen Teilnehmenden die Gelegenheit für Rückmeldungen zur Strategiekonferenz geben. 
· Die inhaltliche Auswertung basiert auf der Dokumentation des beauftragten Zuwendungsempfängers (Deutscher Verein e.V.), die der Fachbereich erst in den kommenden Monaten erhalten wird. Der Fachbereich hat angeboten, eine gemeinsame Auswertung der inhaltlichen Dokumentation mit den Vertreter:innen aus dem Landesbeirat bzw. Teilhabebeirat zu erarbeiten, um so gemeinsam Ideen für den weiteren Verlauf der Strategiekonferenz bzw. des gesamten Prozesses sammeln zu können. 
· Der Landesbeirat bittet um die Beifügung des Statements zur Strategiekonferenz an dieses Protokoll 
· Seitens der Interessenvertretungen wurde der Wunsch geäußert, dass das Deutsche Institut für Menschenrechte als Beobachter auch eine Rückmeldung zur Strategiekonferenz bzw. zur erlebten Partizipation geben könnte.

· Bericht aus der UAG "Beteiligung" am 10.11.2023:
· Beim Austausch haben sich die Teilnehmenden darauf verständigt, dass die Verwaltung ein Papier erstellt und mit den Interessenvertretungen bespricht., Dieses Papier könnte in Zukunft als Basis für gängige Beteiligungsverfahren in Bezug auf den Berliner Teilhabebeirat (z.B. bei der AV EH) dienen. 
· Die Interessenvertretungen haben darauf hingewiesen, dass das herausgebrachte Beteiligungs-Papier des Bundes https://www.bmas.de/SharedDocs/Downloads/DE/Teilhabe/leitfaden-einbeziehung-menschen-mit-behinderung.pdf?__blob=publicationFile&v=2 herangezogen werden könne. 

· Evaluation der Qualifizierung der Teilhabefachdienste: Die Teilhabefachdienste Soziales werden von der ASH (Alice Salomon Hochschule Berlin) geschult. In diesem Zusammenhang möchte der Fachbereich in Erfahrung bringen, wie die Qualifizierung ankommt und wie die zu Beginn gemeinsam gesetzten Ziele erreicht werden können. 
· Der Zuschlag für den Dienstleister (Das Zentrum für Evaluation und Politikberatung) wurde Ende August 2023 erteilt. Der Dienstleister hat seine Arbeit am Anfang September aufgenommen. 
· Das Zentrum für Evaluation und Politikberatung wird voraussichtlich bis Ende des Jahres 2023 seinen Bericht vorlegen. Herr Heinisch bot an, das Thema auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung zu setzen 
· Frau Holl hat darauf hingewiesen, dass bezüglich der Qualifizierung die Erfahrung gezeigt hat, dass ein Qualitätssiegel für die Teilhabefachberater:innen unabdingbar ist. Deshalb will Frau Holl für die nächste Sitzung des Berliner Teilhabebeirats einen Tagesordnungspunkt zu diesem Thema anmelden. 
· Sachstand Beschluss Nr. 01/I/2020: "Leistungstyp Beschäftigungs-und Förderbereich (BFB) zur Sicherstellung der Teilhabe an Arbeit und Beschäftigung -sozialraumorientierte, bedarfsgerechte sowie auf spezifische Personengruppen ausgerichtete Konzepte." In diesem Zusammenhang wurde seitens der Interessenvertretungen darum gebeten, die Anzahl der betroffenen Schüler:innen abzufragen, welche nach dem Abschluss der Schule ohne eine Anschlussperspektive stehen. Die Interessenvertretungen bitten um einen Sachstand zum Beschluss. Die Teilnehmenden haben sich darauf geeinigt, dass der erfragte Sachstand im Nachgang der Sitzung des Berliner Teilhabebeirats seitens der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Familie in schriftlicher Form erfolgen sollte. 
Sonstiges
· Hinsichtlich der Sachständen zu den Anfragen der Bezirksteilhabebeiräte vom 17.03.2023 wurde zum Thema aus Friedrichshain-Kreuzberg, darauf verwiesen, dass das Anschreiben an die zuständige Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen bisher nicht erfolgt ist. Zum Thema von Steglitz-Zehlendorf wurde ergänzt, dass eine Behandlung der Problematik im Berliner Steuerungskreis erfolgt ist. Dort wurde die AG Teilko gebeten, sich des Sachverhalts anzunehmen. 
· Sitzungstermine für 2024:
1. 01.03.2024	Videokonferenz
2. 14.06.2024	Videokonferenz
3. 15.11.2024	Videokonferenz
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